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Gestaltungsplan Sägerei Ebikon 

Ihr Schreiben vom 10. Juli 2013 

 
 
Sehr geehrter Herr Gemeinderat 

 

Genanntes Schreiben lässt leider darauf schliessen, dass die Gemeindeverwaltung Ebikon ihre 

Geschäfte alles andere als im Griff hat. Der Zustand ist desolat. Wenn Sie diese Angelegenhei-

ten nicht innert Kürze in Ordnung bringen, drohen für Sie schlimmere Konsequenzen. Die Ge-

meindeverwaltung ist nicht in der Lage, den für die Verwaltungstätigkeit absolut grundlegen-

den § 107 des Verwaltungsrechtspflegegesetzes VRG über die Voraussetzungen der Sachent-

scheide und das Nichteintreten zu verstehen. Wenn die Voraussetzung von Abs. 2f fehlt, dass in 

der gleichen Sache kein anderes Verfahren hängig ist, wenn also in der gleichen Sache noch ein 

anderes Verfahren läuft, (was bei uns ohne erneute Durchführung eines Vernehmlassungsver-

fahrens beim Kanton nach Ihrer Absicht nicht einmal zutrifft, Sie aber auch nicht daran hindert, 

sich auf § 107 Abs. 2f VRG zu berufen,) ist das kein Freipass für die Gemeindeverwaltung, einen 

Nichteintretens-Entscheid zu fällen, sondern bedeutet einfach nur, dass Sie diesen Entscheid im 

Moment nicht fällen können, damit eben noch zuwarten müssen. Man könnte das allenfalls 

rein intern als übergangsweisen Nichteintretens-Entscheid bezeichnen, niemals aber abschlies-

send einer Partei gegenüber. Zu einfach wäre es, sich mit Ihrer Auslegung von § 107 Abs. 2f 

VRG gesetzlich legitimiert unliebsame Begehren von Bürgerinnen und Bürgern vom Hals zu 

schaffen. Ich hoffe, dass Sie das bei ahnungslosen, gutgläubigen oder autoritätsscheuen Men-

schen nicht allzu oft praktiziert haben und sich das in Ebikon nicht herumspricht. Die Bauabtei-

lung steht in nichts nach und ist ausser Stande, den Stand des Verfahrens zu erkennen und 

ordnet deshalb unerlaubte und für die betroffenen Grundeigentümer schädliche Vorkehren an. 

Sodann meint sie, eine ganz besondere Situation eines gerichtlich verlangten Konkurrenzver-

fahrens für ein Hotelprojekt in der Kur-, Hotel- und Ortsbildschutzzone an äusserst exponierter 
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Lage eines renommierten Fremdenortes auf das bescheidene Tälchen des Mühlebaches Ebikon 

anwenden zu können, und dies auch nachdem ein solches Konkurrenzverfahren in der Weggi-

ser Bau- und Zonenordnung ausdrücklich verlangt ist, in unserem Gebiet jedoch nicht einmal 

ein Gestaltungsplan. Das von der Ebikoner Bauabteilung verwendete Urteil des Verwaltungsge-

richts stellt auch nicht eine Änderung der Gerichtspraxis bezüglich Konkurrenzverfahren bei 

Gestaltungsplänen dar, mit dem Sie die gesetzlichen Bestimmungen aushebeln wollen, sondern 

stellt vielmehr den von dem dortigen Bau- und Zonenreglement verlangten Zustand wieder 

her. Der grosse Ermessensspielraum des Gemeinderates dort, den die Ebikoner auch haben 

möchten, rührt daher, dass dort die Überbaubarkeit nicht durch eine Ausnützungsziffer im Bau- 

und Zonenreglement festgelegt ist, sondern mit einem dann eben als besonders qualifiziert 

durchzuführendes Gestaltungsplanverfahren erst noch bestimmt werden muss. Aber die Ebi-

koner Gemeindeverwaltung möchte lieber staatlich die Bauherrenrolle bei der Festlegung der 

Wettbewerbsbestimmungen und in den Wettbewerbsjuries mitspielen, anstatt die ihr übertra-

genen Aufgaben seriös zu erfüllen wie etwa die Zahlungseingänge oder den Stand der Verfah-

ren zu überwachen, die Sicherheit der Stauanlage ‚Sagiweiher‘ zu gewährleisten, die gesetzli-

chen Vorschriften beim Wasserbau einzuhalten und die überfälligen Bewilligungen zu erteilen. 

Der Gipfel aber ist wohl der Tiefbau. Hemmungslos fordert er bereits beim Gestaltungsplan ein 

ausgearbeitetes Strassenprojekt, legt Gewässerräume quer durch eingezontes Land,  so dass es 

fast nicht mehr bebaut werden kann. Den Gewässerraum verlangt er gleich doppelt so breit als 

das Gesetz, und die Wirtschaft trampelt er mit kalter Enteignung. Ökologisch wertvolle Aus-

gleichselemente wie ein Feuchtbiotop verbietet er in der Grünzone. Weil es ihm zu viel ist, mit 

den Grundeigentümern hangseits der Schlösslistrasse gegenüber dem ‚Sagiweiher‘ über die 

Landabtretung für die vorgesehene Verbreiterung der Schlösslistrasse zu verhandeln, nimmt er 

das Land bei den Schwächsten, der Natur, drangsaliert das kleine verbliebene Paradies, gefähr-

det Quellen, verschleudert Steuergelder, arbeitet ein Strassenprojekt aus, das zum Vorneherein 

nicht realisiert werden kann. Gewiss würde ein Parlament mit einer gewissen Aufsichtsfunktion 

über den Gemeinderat bei solchen Auswüchsen gut tun. 

Im zweitletzten Abschnitt Ihres Schreibens teilen Sie mit, dass Sie das vorliegende Gestaltungs-

plan-Bewilligungsverfahren mit einem negativen Entscheid abschliessen werden, auf eine er-

neute Durchführung eines Vernehmlassungsverfahrens beim Kanton verzichten sowie einen 

Nichteintretens-Entscheid im Sinne von § 107 Abs. 2f des Verwaltungsrechtspflegegesetzes 

erlassen werden, sofern bei der Einreichung von neuen Unterlagen folgende Voraussetzungen 

nicht erfüllt sind a) Darstellung der Zufahrt ab/zur Schlösslistrasse in einem fachgerecht ausge-

arbeiteten Strassenprojekt, b) Gebäude auf Grundstück Nr. 371 nur zweigeschossig, Ausnüt-

zung nur 0.4, Gebäude auf Grundstück Nr. 684 nur viergeschossig, Ausnützung nur 0.55, c) 

Sachverhalte gemäss Stellungnahme rawi vom 27.6.2013 nicht berücksichtigt. 

§ 107 Abs. 2 VRG nennt die Voraussetzungen für einen Sachentscheid. Abs. 2f lautet: „dass in 



 

Büro für Bauadministration 
 

 

  

 

 

Büro für Bauadministration / 114 BR Gemeinde Ebikon (Schreiben v. 10.7.2013) 20130712 / ur  Seite 3 

 

der gleichen Sache kein anderes Verfahren hängig ist.“ Und Abs. 3: „Fehlt eine Voraussetzung 

für den Sachentscheid, so tritt die Behörde auf die Sache der betreffenden Partei nicht ein.“ Sie 

meinen, weil in der Sache ein anderes Verfahren hängig ist, könnten Sie einen Nichteintretens-

Entscheid fällen. Das ist jedoch eindeutig nicht der Fall. Fragen Sie Ihren Rechtsberater. Es kann 

nicht sein, dass Sachentscheide mit einem Nichteintretens-Entscheid abgeschlossen werden 

können, wenn in der betreffenden Sache ein anderes Verfahren hängig ist. Solche Sachent-

scheide gibt es zu Hauf, und es ist nicht möglich, sie nach § 107 Abs. 2f durch Nichteintretens-

Entscheid abzuschliessen. § 107 Abs. 2f ist einfach eine Voraussetzung, die erfüllt sein muss, 

damit Sachentscheide gefällt werden können. Eine Behörde kann keinen Sachentscheid fällen, 

wenn in der gleichen Sache ein anderes Verfahren hängig ist. Das wäre etwa so, wie wenn Sie 

den Abschluss des Vernehmlassungsverfahrens beim Kanton für Ihren Entscheid nicht abwar-

ten würden. § 107 Abs. 2f sagt also aus, dass Sie das Verfahren zu dem von Ihnen gesetzten 

Termin vom 16. September 2013 nicht abschliessen können, sollte zu diesem Zeitpunkt das 

Vernehmlassungsverfahren beim Kanton noch hängig sein. Mehr können Sie aus § 107 Abs. 2f 

nicht ableiten, insbesondere nicht die Möglichkeit für einen Nichteintretens-Entscheid. Man 

muss etwas die Verwaltungspraxis im grösseren Zusammenhang von mehreren Akteuren ken-

nen, um § 107 Abs. 2f richtig verstehen zu können. Was werden Sie nun tun, anstelle einen 

Nichteintretens-Entscheid nach § 107 Abs. 2f VRG zu fällen? 

Sie haben auch Nichteintreten gemäss § 192 Abs. b PBG falsch verstanden. Hier geht es um die 

Einleitung des Baubewilligungsverfahrens. „Die Gemeinde prüft, ob das Baugesuch mit den 

Beilagen den Anforderungen für eine Prüfung und Beurteilung des Bauvorhabens entspricht 

und das Baugespann mit den Plänen übereinstimmt; ist dies nicht der Fall, verlangt sie die Be-

hebung der gerügten Mängel innert gesetzter Frist mit der Androhung, dass andernfalls auf das 

Baugesuch nicht eingetreten werde.“ Sie können damit keine inhaltlichen Forderungen verbin-

den, wie Sie das mit genannten Voraussetzungen a) und b) tun. Hier geht es nur um eine rein 

formelle Prüfung. Und diese haben Sie sowohl beim Gestaltungsplan wie auch beim Baugesuch 

längst gemacht und für bestanden erklärt. Beide Gesuche sind denn inzwischen ja auch publi-

ziert. Was werden Sie denn nun tun, anstelle das Gesuch bei nicht erfüllten Voraussetzungen 

nach § 192 Abs. b PBG durch Nichteintretens-Entscheid abzuschliessen? 

Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass Sie den Eigentümern einen grossen Schaden verursa-

chen, für den Sie aufkommen müssen, sollten Sie die eingereichten Gesuche durch Nichteintre-

tens-Entscheid abschliessen. Sie müssen gemäss § 108 Abs. 2 VRG auf jeden Fall zu allen Anträ-

gen Stellung nehmen, und dies auf materieller Ebene, weil die Zeit der formellen Prüfungen 

längst vorbei ist. Ohne materielle Beurteilung würden Sie die Eigentümer des materiellen Er-

gebnisses berauben, das durch die Ausarbeitung des Gestaltungsplanes und die formell korrek-

te Gesuchseingabe entstanden ist. Die Beschwerdeinstanz könnte in der Folge Ihre materiellen 
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Entscheide nicht beurteilen, sondern nur die formellen des Nichteintretens-Entscheide, die 

jedoch, wie gesehen, für alle Fachleute ganz offensichtlich und einfach einsehbar unhaltbar 

sind. Es ist somit klar, dass Sie missbräuchlich handeln würden, für den Schaden aufkommen 

müssten und gemäss Art. 312 des Schweizerischen Strafgesetzbuches wegen Amtsmissbrauchs 

mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe bestraft würden, da Sie einem andern 

durch Missbrauch der Amtsgewalt einen Nachteil zugefügt hätten. 

Analoges gilt auch für die anderen Differenzpunkte, auf die ich Sie schon seit längerem auf-

merksam gemacht habe. Allen voran Ihre Behauptung, der Nachweis der geforderten hohen 

architektonischen Qualität könne ohne Konkurrenzverfahren nach geltender Gerichtspraxis 

nicht erbracht werden. Fallnummer V 11 70 des Verwaltungsgerichts des Kantons Luzern, auf 

welche sich Ihre Bauabteilung beruft, kann dazu nicht herbeigezogen werden, da sich dieses 

Urteil auf eine ganz spezielle Situation bezieht, wie sie hier bei uns nicht gegeben ist. Es geht 

bei diesem Urteil nämlich um einen Fall in „äusserst exponierter Lage“ (15.). Zudem liegt das 

Hotel Albana, um das es dort geht, in der Kur- und Hotelzone, die von der Schönheit lebt. Dort 

gelten gemäss Art. 7 Abs. 6 nBZR Weggis die strengeren Anforderungen der Gestaltungsvor-

schriften in der Kur- und Hotelzone (4b 2. Absatz) und ein Gestaltungsplan ist für Neubauten 

Vorschrift. Diese Zone wird zudem von der Ortsbildschutzzone überlagert, wo gemäss Art. 32 

Abs. 4 nBZR an das ortsbauliche und landschaftliche Eingliederungsgebot nach Art. 43 BZR er-

höhte Anforderungen zu stellen sind (6a). Auch ist das Konkurrenzverfahren gemäss Weggiser 

nBZR vorgeschrieben, wenn wie dort oberirdische Neubauvolumen die auf dem Grundstück 

vorhandene oberirdische Baumasse um 50 % übersteigen (6b/aa 2. Abschnitt). Die Gestal-

tungsplanpflicht in der Kur- und Hotelzone beruht darauf, die mit Bauvorhaben einhergehen-

den Auswirkungen auf das Ortsbild rechtsgenüglich überprüfen zu können, zumal gemäss Art. 7 

Abs. 5 nBZR das zulässige Nutzungsmass nicht mittels Ausnützungsziffer festgelegt ist, sondern 

für dessen Bestimmung die Wahrung des Umgebungsschutzes, des Orts- und Landschaftsbilds 

sowie die Interessen der Grundstückseigentümer im Zentrum stehen. Mit der Wendung in Art. 

7 Abs. 4 BZR wird ein wesentliches öffentliches Interesse (Orts- und Landschaftsschutz) zum 

Ausdruck gebracht, das eine Gestaltungsplanpflicht rechtfertigt. Dem Gemeinderat kommt in 

Bezug auf diese Zone ein grosser Ermessensspielraum zu, um den genannten Anforderungen 

von Art. 7 Abs. 5 nBZR gerecht werden zu können, wobei er die im nBZR vorgegebenen Instru-

mente der Volumenstudien sowie des Konkurrenzverfahrens zu berücksichtigen und Experten 

beizuziehen hat. Die genannten Bestimmungen zur Kur- und Hotelzone sowie zur Ortsbild-

schutzzone zeigen deutlich auf, dass auf den Schutz des Orts- und Landschaftsbilds sowie der 

Umgebung besonderes Augenmerk zu legen ist. Mit den in Art. 7 Abs. 5 und 6 nBZR genannten 

Volumenstudien und Konkurrenzverfahren werden Instrumente aufgezeigt, die der Umsetzung 

dieses Schutzziels dienen (6bb). Nichts von all dem aber bei uns. Es ist haarsträubend, sich wie 

die Bauabteilung Ebikon auf dieses Urteil stützen zu wollen. In unserem Gebiet gilt nicht einmal 
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die Pflicht zur Erstellung eines Gestaltungsplanes, einem Sondernutzungsplan, der für ein be-

stimmtes Gebiet eine eigentliche Spezialbauordnung schafft. Bezweckt wird damit eine sied-

lungsgerechte, architektonisch und erschliessungsmässig gute, der baulichen und landschaftli-

chen Umgebung angepasste Überbauung eines zusammenhängenden Gebiets (§ 72 PBG; Hal-

ler/Karlen, Raumplanungs-, Bau- und Umweltrecht, Bd. I, 3. Aufl., Zürich 1999, N 318; 6b/aa des 

zitierten Urteils). Es ist für jede qualifizierte Fachperson einfach zu ersehen, dass die von Ihnen 

angegebene Begründung für die Verweigerung der eingegebenen Abweichungen von den Zo-

nenvorschriften nicht zutrifft.  

Und schauen Sie, wie sich unsere Bauten bestens in die Umgebung einfügen und ein Maximum 

an lokaler, raumplanerischer Qualität schaffen: 

  

Schachenweidstrasse Blickrichtung Westen: Wenn die Farbe nicht hellblau wäre und wenn es 

sich nicht um eine Baute der 2010er Jahre handeln würde, nachdem in diesem Gebiet seit län-

gerem nicht mehr gebaut wurde, würde man nicht einmal erkennen, dass hier etwas Neues 

eingefügt wurde. Die Fotomontagen sind auf Basis von Fotos des Baugespannes erstellt worden 

und entsprechen ausgenommen die Umgebungsgestaltung genau der geplanten Realität. 
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Schachenweidstrasse Blickrichtung Osten: Auch der Rhythmus von längs und quer zur Strasse 

gestellten Gebäuden wurde weitergeführt. Die besondere Farbe weist auf den besonderen Ort 

mit dem Mühlebach und dem historischen Bauernhaus von 1781 hin und wurde in den Sonder-

bauvorschriften auf Seite 12 und meinem Schreiben vom 26.4.2013 näher begründet.  
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Stellt man sich unmittelbar vor ein Haus, wirkt es notgedrungen dominant. Dank der Reduktion 

auf ein Gebäude und der Orientierung quer zur Strasse öffnet sich der Blick auf die anmutige 

Hügellandschaft. Die beiden Häuschen rechts vorne werden abgebrochen und der Park erhält 

Hochstammbäume, auch längs der Schachenweidstrasse in der Fortsetzung des Baumes rechts. 

Der Neubau bleibt aber dazwischen erkennbar und Durchblicke auf den Hügel gewährleistet. 
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Weitere Erläuterungen zur Integration der Bauvolumen finden sich auf den Seiten 4 und 6 der 

Sonderbauvorschriften sowie meinen E-Mails vom 27.2. und 15.3.2013. 

Beachten Sie bitte auch, dass der Beurteilung der Eingliederung nicht auf ein subjektives äs-

thetisches Empfinden abgestellt werden darf, sondern dass möglichst objektivierte Kriterien 

anzuwenden sind (vgl. LGVE 1998 II Nr. 14 E. 4b). 

Weil Ihre Bauabteilung den grundlegenden Fehler macht, für die Abweichungen von den Zo-

nenvorschriften zum Nachweis der hohen architektonischen Qualität ein Konkurrenzverfahren 

zu verlangen, und dabei selbst den eingereichten systematischen Variantenvergleich vom 

5.6.2012 und die zahlreichen Beschriebe und detaillierten Begründungen negiert, kann sie nicht 

erkennen, dass die Geschossigkeit und die Ausnützung in Ordnung sind. Weitere Erläuterungen 

dazu haben wir Ihnen am 12.11.2012 anlässlich unserer Sitzung mit Herrn Gemeinderat Peter 

Schärli übergeben. Die eingereichten Mittel zum Nachweis der architektonischen Qualität sei-

nen zuzulassen, die Qualität zu würdigen und entsprechend die Abweichungen von den Zonen-

vorschriften zu genehmigen. 
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Auch ist die Machbarkeit der Verkehrserschliessung längst nachgewiesen. Dazu braucht es kein 

fachgerecht ausgearbeitetes Strassenprojekt, wie Sie schreiben. Auf der Stufe Nutzungspla-

nung, so namentlich auch beim Gestaltungsplan, reicht es dazu gemäss LGVE 2007 II Nr. 9 die 

Situierung (Linienführung) festzulegen und deren planerische Umsetzbarkeit sicherzustellen. 

Die bauliche Umsetzung der Erschliessung hingegen ist Bestandteil der Baureife und damit Ge-

genstand des Baubewilligungsverfahrens. Die Linienführung ist aus den eingereichten Unterla-

gen einwandfrei ersichtlich. Zudem haben wir am 20.3.2013 die Sichtdreiecke und damit die 

Verkehrssicherheit nachgewiesen, obwohl der Chef Ihres Tiefbaus selber diese vor Ort bejahte 

und dies ja auch tatsächlich für alle, die sich einmal dort aufgehalten haben, problemlos ein-

sehbar ist. Zudem geht es ja auch nur um die Verbreiterung einer bereits bestehenden Strasse 

um 1.50 Meter plus ein Bankett von 0.60 Meter. Sie meinen, damit einen Gestaltungsplan ver-

hindern zu können! 

 

Auf einfachste Weise lässt sich die Strasse auf die linke Seite verbreitern.  
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Auch das Gefälle bei der Einmündung in die Schlösslistrasse ist kein Problem, wie die jetzt 

schon bestehende Verbreiterung zeigt. Mehr als heute muss in diesem Bereich nicht verbreitert 

werden. Eine Abzweigung nach rechts wird nicht mehr benötigt. Die aufwärts führende Fahr-

bahn wird über den Kreisel ‚Sagen‘ erreicht. 
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Die Böschung ist genügend flach, um nach einer Verbreiterung der Strasse mit ein, zwei Bö-

schungssteinen die benötige Höhe zu gewinnen. 
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Die Treppe kann nach vorne verschoben werden. 
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Beim Holzschnitzelhaufen zweigt die Rampe nach rechts ab und führt zur Baugespannstange. 

Das Gefälle ist mit 8 % moderat. Vergleich Sie dazu bitte auch beiliegenden Plan. Die planeri-

sche Umsetzbarkeit der Erschliessung ist auf Grund des Gezeigten ohne Weiteres sichergestellt. 

Die Erschliessung sei zu genehmigen. 

 

Mit Schreiben vom 27.6.2013 hat die kantonale Bewilligungs- und Koordinationszentrale rawi 

nicht mitgeteilt, dass eine Neuauflage des Gestaltungsplanes notwendig sei. Es hat sich dabei 

um eine blosse Vermutung gehandelt, wie das rawi in seinem Fazit festhält, eine Vermutung 

auch, die mit meinem Schreiben vom kommenden Montag, 15.7.2013 an die involvierten In-

stanzen ausgeräumt wird. 
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Die Einigungssitzung Einsprache Josef Wicki haben Sie trotz meinem Antrag vom 18.6.2013 

nicht einberufen. Das ist nun bereits wieder drei Wochen her. Ich ersuche Sie, dies nun ohne 

jeden weiteren Verzug zu veranlassen. 

 

Wenn Sie wegen offensichtlichen Fehlern, auf die Sie noch explizit aufmerksam gemacht wor-

den sind, den Eigentümern einen Nachteil zufügen, werden Sie bestraft und haben Schadener-

satz zu leisten, wenn Sie sich nicht korrigieren. Sie sind verpflichtet, sich bei anerkannten 

Fachleuten beraten zu lassen. Die ganze Reihe von groben Fehlern könnte aber auch den 

Schluss zulassen, sie würden vorsätzlich begangen mit einem erheblich höheren Strafmass. 

 

Damit nicht weiterer Schaden in dieser, seit langem verschleppten Angelegenheit entsteht, sei 

diese  Einsprache umgehend zu beantworten, spätestens jedoch innert 10 Tagen. 

 

 

Freundliche Grüsse 
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Urs Rüesch 

 

 

 

 

Kopie 

- Bewilligungs- und Koordinationszentrale rawi 

 

 

Beilage 

- Plan Machbarkeit Erschliessung Grundstück Nr. 371, 1:200, vom 15.7.2013 


